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An unsere Leser.
Die Nummer 2. unseres Blattes, wel e so-

fort nach dem Erscheinen mit Beschlag elegt
worden war, ist durch Beschluß der Raths-
kammer des hiesigen Stadtgerichts frei gege-
ben worden. Wir lassen hier den Leitartikel,
welcher in der consiszirten Nummer enthalten
War- da dieselbe wegen derinzwisckenbedeutendetie enen Au lage unseres B attes vielen

Zlbsonäentenni t zugegangen ist, folg en.

Schafft Frieden im Lande.

Friede ernährt, Unfriede verzehrt«das «ist
ein altes und wahres Sprüchwvrti Der UnfkkkdeWTrd

auchuns über kurz oderlang verzehren,wenn den Friedens-
störem im Lande nicht bald das Handwerk gelegtwird.
Seit Jahren ist es beinahe, als ob der böseFeind
umginge. Die Regierung selbstscheintnicht zu sehen,
woher das Alles kommt. Denn ie wendetsichnicht an

die, die es angeht, ondern an uns. Sie ermahnt uns

zum Frieden, sie laßt uns sogar sagen, daßauch das

Herz unseres Königs sichnach der Herstellungdes in-
nern Friedenslsehne

Das glauben wir ern; aber auch
unser Herz sentficlzdarnach. Vor em müssenje-
doch zur Her tellung es Friedens die Herren die Hand
an’s Werk legen,die mehr Macht haben, als unser eins.
Sie müssen vor Allem dafür sorgen, daß den

Beschwerden des Landes abgeholer werde.
Die Lasten und Abgabenmüssen

uns nicht schwerer
gemacht werden, als sie schon ind. Man muß die

lassen- und Einkommen- und Gewerbesteuernicht von

JalZPzu Jahr immer höherschrauben,und man muß
dclfUrsorgen, daß die neue Grund- und

Häusersteuernichteine neueLast für uns werde. Wir bezahlena er gern,
was rechtUnd billig ist, auch wenn es uns sauer wird.
Dann aber verlangen wir auch, daß unser Geld zu
nichtsAnderm giszu des Landes Nutzenausgegebenwerde.

Aber das Ist Mcht Unsere einzige Beschwerde. Wir
Wollen,um nur von den Hauptsachenzu sprechen,daß
uns endlicheine bessere Kreis- und Gemeinde-
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ordnunkggegeben wird. Wir möchtenes nicht län er

m»1tanse«en,daßdie Bauern und oft auch die Sta t-

burgerdie Kreislastenzwar mir tragen müssen,daß
sie aber sv gut Wte gar nichts mit zu reden haben,
wenn derenAuslegungund Verwendungbeschlossenwird.
Auch in denStadten geht es nicht zu, wie es zugehen
sollte. Die Stadtverordnetenhaben nach der Städte-
Ordnungdas gesetzlicheRecht, ihren Bürgermeister
und

ihren»Magistratselbst zu wählen, aber diesesSelb
twahlen

at seine enge Grenze,sobald au der besteund tüchtigteMann nichtBürgermeister
oder agistrats-

mitgliedwerden darf, wenn em Landrathoder Präsi-
denten sein politischesVerhalten nicht gefällt.

Ferner kann es in den Schulen nicht mehr ehen,
wie bisher. Beim Unterrichtmüssennicht mehr die Re-
gulativestatt des Gesetzes dienen; und es ist nicht er-

freulich, daß auch der älteste und geschicktesteLehrer in
der S ule nicht als der Meister, sondern nur als ein
Gehü fe und Diener oft des jüngstenund unerfah-
rensten Pfarrers gelten foll. Unsere Kinder und mit
ihnen die ganze Zukungtdes Landes leiden offenbar
Schaden darunter, daß er Erlaß des verfassungs-
mäßi uns zustehenden UnterrichtsgesetzesvonJahr
zu Jahrhinausgeschobenwird.

Aber wir haben in Betreff der Verfassung über

noch viel schwerereDinge zu klagen. Die Verfassung
«

ist das verbriefte und beschworene Recht des Lan-
des. Wenn der Verfassung ihre Kraft genommen wird,
so hat jedes Recht und jedes Gesetz seinen Grund
und seinen Boden verloren. Die Verfassung aber
steht und fällt mit folgenden beiden Satzen:

1. Kein Gesetz kann gegeben oderfkibgeändertoder

aufgehoben werden ohne Zustimmung des
von uns selbst gewahlten Abgeordneten-
hauses·

·

2. Die Regierung darf keine Ausgabemachen,»wenn
fie nicht durch ein Gesetz dazu ermächtigtist.

Nun aber ist es weltbekannt,daß die »Ministerdie
alten Heereseinrichtungenohne die Zustimmungder

Abgeordneten abgeändertund daß ie fur die neuen

Heereseinrichtungendas Geld des andes ausgegeben



haben, ebenfalls okne
die Genehmigung des Abgeordne-

tenhanses, also o ne durch ein Gesetz dazu ermäch-
tigt zu sein.

Aber nicht das allein. Der Artikel 99. der Ver-
fassung bestimmt, daß die Ausgaben des Staates im

Voraus und für»jedesJahr veran chlagt,"und daßsie
lahkllch durch eM Gesetz festgestet werden müssen.
Aber seit drei vollen Jahren ist ein solches
Staatshaushaltsgesetz nicht zu Stande gekom-
men. ·Jn Folgedessenverausgabt die Regierung nun

schonle dritten Jahre ohne Ermächtigungdurch ir-
eUd em Gesetzdie Gelder,die von uns an die Staats-

asse bezahltwerden.
Dte Freunde der Minister erklären selbst, daß ein

spschesVerfahrenganz und gar nicht in der Ordnung
fet- J,Uder »Provinzial-Korrespondenz«beklagensie so-

ar dieer »unregelmäßigenZustand des Staatshaus-
alts und des Verfassungslebens.«Und doch fordern
te von unsern Abgeordneten dieseUnregelmäßigkeiten
gUtzUheißenWenn die Abgeordnetendas thun,
sagen sie,wird wieder Friede im Lande sein.
«Wir aber sagen: Mit solcher Nachgiebi keit

wird nicht dauernder Friede gesäet, son ern
künftiger Krieg. Denn wenn die Abgeordneten,die

wir nach unserer eigenen Ueberzeugunggewählthaben,
den Ministern in dieser Weise nachg
würden sie nach unserer Ansichtdas Recht des Landes

gndden lWillendefsstäziäkes,»ve;kgnneikiånwüziddenamit ei am e een, a gii eer

Ministerginclisedemvorkommenden Falle die Erlaubniß

hat, sich über die Verfassung hinwegzusetzen,und zwar
nicht blos, um Geld auszugeben, wie viel und wo "r
er will. Wenn aber das höchsteGesetzdes La es

so wenig beachtetwürde,so würde damit die Achtung
und der Gehorsam für jedes Gesetzim Lande verloren
ehen«dann herrscht überall die Gewalt und nirgend

dasRechtWo aber die Gewalt im Landeumgeht, da

ift«nicht Friede, sondern Krie . Wir wollen den

Friedenund darum wollen wir, dasdie Verfassung
und das Gesetz heilig gehalten werde von Allen-
für Alle nnd widerAlle.

«

«

. Schaffet Frieden im Lande, auf daß Mehtdas

Wort der Schrift an uns erfülletwerde, das bei Lukas

Kap. 11. also lautet:
«

Ein jegliches Reich, so es mit ihm selbst un-

eins wird, das wird wüste,und ein Haus fällt
über das andere.

»

Schaffet den Frieden durch die Wiederherstellung
des Rechts.

Politische Wochenfchau.

Preußen. In den letzten Wochen hat die Re ierung
wiederum einer rkßenAnzahl von Wahlen ·zu sta»tachenAemtern die Beksiatiung versagt. Wenn wir beruck ti-

gen, daß in verschieenen Fällen ganz offen ausgesproen

worden ist, daß die politischeGesinnungder Gewahltender
Grund der Nichtbestätigunist, fo gewinnen diese vielfachen
Nichtbestätigungeneine holFeBedeutung. Wir find weit ent-

eben würden,so"

fernt, darin ein Zeichender ungeschwächtandauernden oder
sich steigerndenOpposition gegen das Miniterium erblickåi
zuwollen,denn die städtis en Wahlen Untericheidensich von

en politischendadurch, da sie nicht nachder Parteistellung,
sondern nach der bür etlichen Tüchtigkeitgetroffen werden·
Aber die nackte Thatsache,daßdie weitaus obwiegendeMehr-

zahlderjenigen,welchevon ihrenMitbürgernfür die tüchtig-
ten und fur die opferfreudigstenBürger gehalten werden

(die meisten dieser Aemter in den städtischenVerwaltungen
erfordern viel Arbeit und

bringenkeinen materiellen Gewinn),
sich in Opposition gegen die )errschendeRegierngbefindet,
diese Thatsache allein spricht laut und deutlichfür die Un-
veränderte Stellung des Volkes zu den Fragen, deren baldige
Entscheidun wir zum Besten unserer Staatsentwicklungek-

warten. — err v. Bismark weilt noch immer in Frankreich,
und nach den neuesten Nachrichtenhat er mit dem Kaiser
und seinem Minister ernste Besprechungen. Der Zweck
dieser Zusammenkunft wird vers iedentlich gedeutet; nach
der einen Ansicht handelt es ich um die Abschließung
eines gan festen politischen Bündnisses wifchenPreu-
ßen und gsFrankreich,nach der anderen Ansichtwill Herr
v·. Bismark sein angeblich in Wien egebenes Versprechen
einlösenund versuchen, vom Kaiser apoleon in persön-
licher Verhandlung eine Aenderung des Handelsvertrages

zuGunstenPesterreichszu erlangen. Letzteres würden wir
ur ein Ungluckhalten, denn das, was Oesterreich verlangt,

widerspricht den Grundsätzendes

FreichandelQwelchefortan
im Gebiete des Zollvereines herrschen ollen. Oefterreichver-

langt für einigeseiner Artikel bei der Einfuhr in den Zoll-
verein einen niedri eren Zollsatz als für dieselbenArtikel bei
der Ein --—bW-«Wx Bei der Gewäh-
rung die es Verlangens wurde der Zollverein die österreichischen
Fabrikanten durch eine Art von Schutzon begünstigen,eine
Maßregel,zu welcherer gar keinen Grund hat.
Währendman vor einigerZeit davon sprach,daßdie Kam-

mern noch in diesemJahre, ungefährin der ersten Hälfte des

Dezember- zoufckmmeubewfcnwerdensollten, wird dieseNach-

richtetzt wi errufen, und mit

etPeilrzdaß an einen Zusammen-
tri derKammern in diesem a )re nicht gedachtwert-etwaige-
dem Gesetz über den Staatshaushalt für das Jahr 1865 be-

zeichnetman als Vorlagen,welchedie Regierungden Kammern
machen will, unter andern ein Gesetzüber die Au ebung
der bestehendenBeschränkungendes Zinsfußes und die Vor-

lage über die Militarreorganisation in derselbenForm, wie

dieselbe schon einmal der Berat ung der Volksvertretung
unterbreitet war. Wenn aber ni t Alles täuscht,sv glaubt
man in maßgebendenKreisen nicht an eine lange Thäti keit
der Kammern, sondern denkt jetzt s on eifrig an eine eu-

wahl und an die Art und Weise, wie es wohl möglichsein
, würde,bei einer sol en die MehrheitAzuerhalten.

Von den vielen ro essen,welche bgeordnete der zweiten
Kammer, welcheStaats eamte sind, ge en den Fiskus wegen
Einbehaltun ihrer

Aemter angestellt aben·,sind wiederum

einige zur nt cheidung gelan t. Jn Künigsberghat das

Os reußischeTribunal in der Kage des Kreisrichters Ch vms e

in ulm und des KreisgerichtsdirektorsSchumann in Sens-

burg, welchebeide in erster Instan ihre«Prozessegewonnen
hatten, als zweiteInstanz die Klager mit ihren Forderungenabgewiesen. Jii Neuwied dagegenhat am 20« d. M. as
Kreis ericht den Fiskus verurtheilt, den Ab eordneten Kreis-

gerichisrathHahn aus Wetzlar und Kreisri ter Dahlmann
aus Li a. R. ihr volles Gehalt ohne Abzug der Stellver-

tretunglsiostenu za len. .
,

s e esandtschaftin Petersburkzzeigt au, daßDie preußi
che Regierungihr nichts davon bekannt ist, daß die kUisi



ik end wes e Garantie für deutsche Einwanderer überne me,uiiidwarntchdieGesandtschastallen Ernstes vor solchen in-

wanderungsunternethngens »

Jn Tjksit hat der zum Stadtrathgewahlte Kaufmann
Teubner, welchr VVU dexRegierung zu Gumbinnen
ni t bestätigtNorden,War- letztnachträglichauf nochmalige
Vorstellung Des Maslstratsdle Bestätigunger alten-

Jn der-GemeindeRothmuffeln in Westp alen hat der
Landratb weimal die von der Gemeinde getro ene Wahl
eines Bot ehers nichtgenehmigt, und schließlichelbft einen

Gemeindevorsteherernannt. Bis jetzt sind solche Nicht-
bestcltlgungenländlicherWahlen noch sehr vereinzelt.

Schleswig-Holstein. Die Stände des Herzogthums
Lauenburghaben verlangt, daß ihr Land von Preußen an-

nektirt werden solle. Man könnte darin einen ersten Schritt
ur Herstellung der deutschenEinheit erblicken, wenn nichtderGrund, welcher die Stände zu ihrem Entschlusse be-

ftittmthat, der Wunfchgewesenwäre ihre feudale Verfas-
ung lzuretten. Zu iesem Zweck habensie auclå

in i rein

e chuß wohlweislichden Satz aufgenommen,da das er-

zgiltniß
des Herze thums Lauen urg zu dein Köni reich

teußen
ganz

eben o sein sollte wie früher das Verhaltniß
zum däni

Metkleiibiir . ie es heißt, wird die
Regierung

die
bekannte PrügeEVerordnungdein Landtagenicht vor egen.
’Man weiß nicht, ob das Ministerium furchtet,·daß selbst
der MecklenburgischeLandtag diesem Ge etze seine Zu m-

uiung versagen wurde, oder ob der Gro herzog dem del
des das » einliche paren will,. gegenuber dem

gan en civilisirten uropa ein olches Gesetz anzunehmen.
assaii. Eine Versammlungder liberalen Partei in

Niederwalluf ist von der Polizei aufgelöstworden, wäh-
rend die Klerikalen ungehindertnach wie vor ihre Versamm-
lungen halten. Die auf elösteVersammlung war aber um ein
Auskunftsmittel, ihre erathungen fortzuse en, nicht ver-le en;
die Nassauer fuhren sämmtlichüber den

heim wo sie ungestört ihre Versammlungfortsetzenkonnten,
da ie stch auf großheKoglichhessischemBoden befanden.
Man sieht,die deutsche leinstaaterei ist doch zu etwas gut.

Buietit Es hat sich nochimmer kein Minister für den
ab etretenen Herrn v. Schien»gefunden. Da man nicht au-

ne men kann, daß es in Baiern an Personen fe lt, welche
gern im Ministeriumsitzen,so zeigt dieserUmstan deutlich,
wie gründlichHerr v. Schrenk durch seinenWiderstandgegen
die Annahme des Handelsvertragesmit Frankreichdie Lage
verfahren hat, so daß sich jetzt Niemand sindet, der es zu
unternehmen wagt, die Sache in das rechteGeleise zu bringen.

Ocsterteich. Es hat den Aus ein,. als ob jetzt endlich
Graf Rechbergwirklichvon dem S auplatz seinermehr"ähri-
gen Thatigkeitabtreten werde, dochbeschränkensichalle ach-
ri ten bis jetzt noch auf das Gerücht, da er

Eine
Ent-

la sung ein ereichthabe, über eine Annahme einer ntlassung
liegt noch eine Nachrichtvor. Eine der Hauptschwierigkeiten
ka dke»EntwicklungOesterreichsliegt in dem Umstande,daß
Ich elmge der verschiedenenVölker chasten, welcheunter dem

Szepterdes Hauses Habsburgs othringen vereinigt sind,
bis Ietzt M »tentschließenkonnten, den allgemeinenReichs-
rathZl

bei icken,so daß derselbe immer

noch
ein Stückwerk

Ist- estheißtes, daß die Polen sich entiin
en haben,

dem Reichstathbeizutretem Es würde dann ·al o auptsächlich
UUFnoch daran ankommen,die Ungarn zu bewegen, ein

glelchedzu thun.·Oh dies dem Nachfoler des Grafen Rech-
erg AelmgetlWlkdsIst UPchsehr zweifelhaft

Italien Das ItallemscheParlament ist zusammen-
getreten Und die Regierunghat Ihm den Vertrag mit Frank-

chen Köni reiche war.

hein nach Bü en-
«

reich so wie das Gesetz, welches die Verlegung der Haupt-
stadt des Reiches nach Florenz anordnet,vorgelegt. Aus

allen Schriftftückengeht ganz deutlich hervor, daß der »Ge-
danke, schließlichRom doch nochzur Hauptstadt des Reiches
zu machen, nicht aufgegebenist.

T

»Spre»ch·enwir nicht von VersöhUUUS!«

sagte der Minister des Innern, als er»zu Mersebur auf
Veranlassun eini er Mitglieder des sachsischenYFVVMZMF
landtages die GesundheitSr. Majestat des Konigs »aus-
brachte. »Ueber Grundsätze«, fügteer hinzu,,,ver«sohnt
man sich nicht!« Das ist doch einmal ein

aufklchtlfiieSWort und wir sind dem Minister des Innern dankbar da ur,

daß er es aussprach. Nun wird doch hoffentlichdem uner-

träglichenGewäscheder feudalen Zeitungen und Korrespon-
den en über die versöhnlichenAnsichten der Regierung Einhalt
get an werden. Mindestens ein Mal in jeder Woche wußten
diese Blätter des Laugen und Breiten darüber zu schreiben,
wie sehr die Regierung dazu eneigt wäre und wie allein
die Halsstarrigkeit und-Herrschucht der Volksführer daran

Schuld wären, daß dieselbenicht zu Stande käme. Heute
weiß es aber alle Welt, daß dem nicht so ist. Der Minister
des Innern hat den leitenden Gedanken der eiti en Regie-
rung, welcher bereits in den unzähligenNi tbe tätigungen
liberaler Schulzen und Stadträthe, in den vielen Strafver-
setzungenUnd Amtsentsetzungenliberaler Beamten seinen
thatsachlichenAusdruck gefundenhatte, öffentlichausgesprochen,
indem er sagte: »sprechen wir nicht von Versöhnung;
über

Grundfätzeversöhnt
man sich nicht!«

Dieser Aus pruch hat übrigens noch den weiteren Vorzug,
daß er den Punkt richtig bezeichnet, um welchen bei dem
Streite zwischender Regierungund der Volksvertretungsich
Alles dreht. Ja! es sind grundsätzliche Meinun s-

verschiedenheiten,welche diesen Streit hervorgerufen. ie
Re ierung behauptet, daß das Abgeordnetenhaus nicht be-
re tigt wäre,ihm diejenigen Geldmittel zu versagen, welche
sie, nachihrer Auffassungzum Regieren braucht. Wie viel
Geld

jährlichzur Er altung des preußischenStaates noth-
wendig ei, darüber kann man lange streiten; das eine wird

indeßwohl ’eder lzlugebeiydaß ein weises Ministerium nicht

mleausge en so , als es zur Verfügunghat. Verfassungs-
mä ig kann es aber nur so vie zu seiner Verfügung
haben, als ihm der Landtag bewillit.» Für letzteren

inwiederum giebt es verfa ungsmaßig eine Beschrankung
eines Ausgabebewilligungsretes. Der von der gegenwärti-

gen Regierung aufgestellteGrundsatz ist daher ein unrichtiger,
und das Abgeordnetenhauswürde ein schweresUnrecht an

einen Wählern begehen, wenn es sich mit der Regierung
uber diesen Grundsatz vers öhnte, d. h., nach Ansichtun-

serer Gegner seine Grundsätzeaufgeben und die Anschauung
der Regierung als richtig anerkennen würde.

Wenn der Minister des Innern, in dem weitern Verlaufe
der Rede, seine Merseburger Freunde aufgefordert hat, »un-
ermüdlichfür Auklärungund Verständigungzu wirken«,so
wollen wir auch füruns dieses Wort,gern annehmen.Das

reußischeVolk hat durch dreimalige, kurz aufeinander
folgendeWahlen bewiesen,»daßes zu den Vertheidigern
seines Rechtes steht, und die Regierung s eint daher das

Auflösen des Abgeordnetenauses, als ho ungslos, auf-
egeben zu haben. Das A geordnetenhaus dürfte also der

Herständigunmit dem Volke weniger bedürfen. Wer
will es indesleugnen, daß das Volk den innerenStreit

schwer empfindet welcherso trübe Schatten über die Erfol e

nach Außenwir , deren sichherzlichzu erfreuenes desha
kaum im Stan e ist. Eine solcheStimmung macht ur

»Versöhnung«geneigt. Darum ist es die ernste Pfllcht a et



derer, welche einsehen, daß diese Versöhnung,wie«sie in ge-
wissen Kreisen gewünschtwird, nur über der Leicheunsres
öffentlichenRechtes gestossen

werden kann dem Volke stets
das wahre Wort des inisters des Innern vorzuhalten:
»Sprechen wir nicht von Versöhnung; über Grund-

sätze versöhnt man sich nicht!«
Suche vielmehr jede Partei offen und ehrlichfür Auf-

klärungzu wirken, damit die wahre Versöhnung, d »h-
die gemeinsameAnerkennung der gleichenGrundsätze,endlich
dem schwerenStreite in unserem Lande ein Ende mache.

« Sprechfarih
Die ersten S ritte der französischenNationalversammlung

im Jahre 1789 aben einen solchenEinfluß auf die Gestal-
tun der Weltlage ausgeübt, daß sie wohl verdienen, fort-
wälsrendin lebendigemAndenken erhalten zu werden.

Die Versammlung, in welcher die wichtige Frage zur
Entscheidunglag, ob die drei Stände, Adel, Geistlichkeitund

Bürgerschaftgemeinsam oder jeder Stand für sich berathen
sollte, hatte sich am 19. Juni,- nachdem am 18. die Ver-
sammlungder bürgerlichenAbgeordnetenden Titel National-
vers ammlung angenommen hatte, auf den 20. Juni ver-

tagt. Als sie zur Sitzung kamen, fanden sie den Saal ge-
schlossen,weil die »KöniglicheSitzung«, in welchervon der
Re ierung die Frage, ob getrennte, ob gemeinsameBerathung,entschiedenwerden sollte, erst auf den«22. angesetzt war.

Auf den Rath ihres Präsidenten,Bailly, zogen die bürger-
lichenAbgeordnetenin ein nahe gelegnesBallhaus, und dort

schwurensie in feierlicherSitzung»sichnicht zu trennen, bis
die Verfassung für das Königreichestgesetztsei und auf
ihrer Grundlage ruhe. Nach diesemSchwur, dem sämmtliche
Anwesende bis aus einen Einzigen beitraten, trennte man

sich, um ich irr-der ·»Ksniinchm-«Sitzung«-,«y-eiche»endlich
am 23. uni 1789 stattfand, mit den beiden übrigen
Ständen wieder zu vereinigen. Diese, für die Entwicklung
der französischenRevolution so bedeutungsvolleSitzung
schildertThiers folgendermaßen:»DerKönignahm das Wort,
und verrieth sich, indem er für seinen Charakter zu külne

Worte sprach. Man ließ iln Vorwürfemachen,«und»e-

fehle ertheilen. Er gebot ie- Trennung in drei Stande,
kassirte die Beschlüssedes dritten Standes, versprachdie

Aufhebung der Geldvorrechte zu bestatigen,wenn -sie von

den Besitzern angeboten werden wurdezer bestatigte alle

Lehnrechte,1howohldie nützlichenals die blos ehrenvollen,
als unverletz ares Eigenthum; er befahl nicht»dieVereini-

gun der drei Stände bei wichtigenAngelegenheiten,sondern
er ließ sie blos von der Mäßigung der erstenStande hoffen.
So wollte er den Gehorsam der Gemeinen erzwingen, aber

begniigte sich mit der Hoffnung auf den der Aristokratie.
Er überließ es demAdel und der Geistlichkeit,darüber zu
entscheiden,was sie speziellbetreffe, und endi te mit der Er-

klärung, daß er, wenn er»nun nochHindernissefindenwürde,
ganz allein sein Volk glucklichmachen und sich als dessen
einzigenStellvertreterbetrachtenwürde.— Dieser Ton, diese
Sprache er eugten einen a emeinen tiefen Unwillen, nicht

egen den König,der nur s wach Leidenschaftendarzustellen
gemühtwar, die er nichthatte, sonderngegen die Aristokratie,
deren Werk eug er war.

Sogleichnach seiner Rede befahl er der Versammlung,
si augenblicklichzu trennen. Der Adel folgte ihm, und ein
T eil der Geitlichkeit. Die übrigenAbgeordnetender Geist-
li keit und a e Gemeinen blieben und beobachtetenein tiefes
Schweigen; da erhob sich Mirabeau, der immer»dererste
war und rief: »MeineHerren, was Sie so eben gehorthaben,

könnte das Glück des Staates vielleichtsma en, wenn e-

ssenkeder Zwin herrschaftnicht immer gefähckglichwäkeU·G-
ozu die Ent)eiligungdes Nationaltempels,um Ihnen

zu hefehletlglucklichzu sein! — Wo sind die Feinde der
Nation? Jst«denn atilina vor den Thoren? — Och ver-
lange, daß»Sie sich in Jhre Würde und in Jhre gesetzgebendeGewalthUlleU-PaßSie sich der HeiligkeitJhres Ekdes ex-

innexns er verbietet Ihnen, sich zu trennen, ehe Sie dieVerfassunggemachthaben.«
Der Groß-Eeremonien-Meister,Maequis von Vrzzz trat

«etztwieder in den Saal und wendete sich an Baillyz Siesiebenden Befehl des Königs gehört.« Bailly antwoitete:
»ichwill die der Versammlungeinnehmen.««Da trat Mirabeau
vor und sagte: »Ja, mein Herr, wir

habenden Willen ge-
hört, den man dem Könige eingeflößt)at; Sie aber haben
hier weder Stimme, noch Sitz, noch Recht zu reden. Doch,
um jeden Aufschub u vermeiden, LgehtenSie, 1indsagen
Sie Jhrem Herrn, daEwir hier im ’u rag des Volkes sind,
und daß man uns nur durch Bayonnette vertreiben wi .«

Herr von Breze geht. Sieyes spricht: »Wir sind heute--
was wir gestern waren; berathen wir.« Die Versammlung

haßtsich, um über die Aufrechthaltun ihrer früherenBe-
chlüssezu berathen. »Der erste dieserBeschlüsse,sa t Barnave,

glasausgesprochen,was Sie sind« der zweite besiimmtüber

bgaben,welcheSie allein das Rechthaben, zu bewilligen;
der dritte ist ein Eid, Ihre Pfligt

u erfüllen. Keiner der-
selben bedarf einer

königlichenesztätigungund was det

König nicht das Recht zu ewilligen hat, das kann er auch
nicht verhindern.«Jn diesemAugenblicktreten Arbeiter in
den Saal,. um die

Bänkåerwegzunghmeik
und Xewafsngteie en dur Eis-usw«-,n egxmge en i n von u en« ie

äsewaachesVö«m is an" die·Thür seIHsts)DieVersakrznriilung
bleibt unbeweglichauf ihren Sitzen und sammelt die Stimmen:
dieBeschlüsse·werden einmüthigbestätigt.Dieses war aber
nicht genug: im Schoße dieser Königsstadt,mitten unter den
Dienern des Hofes, ohne den Beistand des päter herrscht-
baren Volkes, konnte die Versammlung edroht werden.
Mirabeau erscheintYwiederauf der Rednerbühneund schlägt
vor, die Unverletzllchkeit jedes Abgeordneten zu beschließen.
Sogleich erklärt dies die Versammlung, welche der Macht
nichts entgegensetzenkann, als einen majestätischenWille-»
sie erklärt jeden für ehrlos, für einen Verräther und eines
Todes würdi en Verbrechensschuldig,der sich an der Person
eines Abgeor neten vergreifen wurde.

Während dieser Zeit machte der Adel, welcher den Staat
durchdieses lit de justice (KöniglicheSitzun ) gerettet glaubte,
dem Könige seinenGlückwunsch,dann der önigin,die ihren
Sohn auf dem Arme hatte, und ihn diesen getreuen Dienern
zeigte, und so ihre Versprechen und Schwüre annahm, sich
einem unglücklichenVertrauen überlassend.«

s Briefkasten. -

Auf vielfacheAnfragen an uns müssen »wirbemerken,
daß die »Versassun

«
von den Abonnentenbei dein nächsten

Postamt bestellt wer en muß; eine kleberweisundes Als-»me-
inents von hier aus, wie solche-vielfachgewun cht worden,
ist nach den bestehendenVorschriftennicht thunlich,und eine

Uebersendungunter Kreuzband wurdeden Preis des Blat-
tes mehr als verdoppeln«Zugleichbemerken wir, daß,»wenn
eine Postanstaltdas Abonnement nicht annehmen will, dies
nur auf einem Jtttlzumder betreffendenBeamteklberuhen
kann, da das Blatt m das neueste Preisverzeichmßder kö-

niglichenPosiämteraufgenommenist.
Die Redaktion der Verfassung.

Druck«und Verlag von Franz Duncker in Berlin —«-VerantwortlicherRedakteur und Herausgeber:Dr.«G.Lewinstein in Berlin.


